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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
. 29.—— 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Miniſteriums für Land- 
wirthſchaft, Domänen und Forſten, S. 3os. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen, 
betreffend die Rheinſtromſtrecke zwiſchen Mainz und Bingen, ©. 306. 


(Nr. 9082.) Verordnung, betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des 
Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. Vom 14. Ja- 
nuar 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen auf Grund der $$. 3, 7, 8 und 14 des Geſetzes, betreffend die Kautionen 
der Staatsbeamten, vom 25. März 1873 (Geſetz-Samml. S. 125), was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Den nach der Verordnung vom 17. Auguſt 1874 (Geſetz-Samml. S. 303) 
zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamtenklaſſen aus dem Bereiche des Miniſteriums 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten tritt hinzu: - 

be SEM der Kaffe der landwirthſchaftlichen Hochſchule zu 
erlin /. 

Die Höhe der von dem Inhaber dieſer Stelle zu leiſtenden Amtskaution 
wird auf „Ein Tauſend Mark “ feſtgeſetzt. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli 1874, 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260), Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Januar 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 
Lucius. v. Scholz. 


Gef. Samml. 1885. (Nr. 90829083.) 54 


Ausgegeben zu Berlin den 24. Juli 1885. 
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(Nr. 9083.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen, betreffend die Rheinſtromſtrecke 
zwiſchen Mainz und Bingen. Vom 30. Januar 1884. 


Nachdem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein beſchloſſen haben, 
im Anſchluß an die früheren Vereinbarungen zwiſchen der Großherzoglich Heſſiſchen 
und der vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Regierung durch ein Abkommen die: 
jenigen Maßnahmen feſtzuſtellen, welche erforderlich ſind, um eine vollſtändige 
Regulirung der Rheinſtromſtrecke zwiſchen Mainz und Bingen herbeizuführen und 
den gegen die vorhandenen Regulirungswerke erhobenen Beſchwerden, ſoweit ſie 
„ erkannt ſind, Abhülfe zu verſchaffen, haben behufs Abſchluſſes dieſes 
Abkommens 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär im Miniſterium für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten, Eduard Marcard, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter, 
Staatsrath Dr. jur. Carl Neidhardt 


zu Bevollmächtigten ernannt, welche nach Austauſch ihrer Vollmachten unter Vor⸗ 
behalt der Ratifikation Folgendes verabredet haben: 


Artikel J. 


Die Regulirung ſoll die Herſtellung einer Sohlentiefe von mindeſtens 
2 Meter unter dem gemittelten niedrigſten Waſſerſtande (nach dem Protokolle 
Nr. XVIII der techniſchen Strombefahrungskommiſſion vom 25. Mai 1861 
+ 1,2. Meter am Preußifchen, + 0,75 Meter am Heſſiſchen Pegel zu Bingen) zu 
erzielen ſuchen. 
Artikel II. 
Für die Regulirung ſind folgende Grundſätze maßgebend: 


Das Bett des Rheinſtromes zwiſchen Mainz und Bingen darf 
in ſeiner Rezeptionsfähigkeit nicht zum Nachtheile der oberhalb und 
unterhalb gelegenen Uferſtrecken geändert werden. 

Ebenſowenig darf das auf dieſer Stromſtrecke innerhalb der 
Uferlinien bei gewöhnlichem Mittelwaſſer (+ 1j Meter am Mainzer 
Pegel) zur Zeit beſtehende Verhältniß zwiſchen dem Waſſerſpiegel und 
dem dieſen überragenden Boden zum Nachtheile des Waſſerſpiegels ge 
ändert werden. Zu dem Zwecke ſollen neue Regulirungswerke (Parallel- 
werke, Traverſen und Buhnen) in der Regel ſo niedrig gehalten werden, 
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daß fie das gewöhnliche Mittelwaſſer nicht überragen. Dieſe Vorſchrift 
findet jedoch auf Hafenſchutzdämme keine Anwendung. 

Jede bereits vorhandene oder neu entſtehende Anlandung, welche 
vor dem Stromufer in das eigentliche Flußbett vorſchreitet oder zwiſchen 
den Werken inſelartig auftritt, darf nicht befördert, ſoll vielmehr mög⸗ 
lichſt verhindert und, ſofern nicht gegenwärtig bereits vollſtändig aus⸗ 
gebildete Verlandungen vorliegen, unterdrückt werden. 


Artikel III. 


Um den gegenwärtigen Beſtand des Rheinbettes auf der Strecke Mainz 
Bingen darzuſtellen, ſollen geeignete Querprofilaufnahmen des Stromes ausgeführt 
und die gegenwärtige Lage und der Flächeninhalt des Waſſerſpiegels und des 
Bodens bei gewöhnlichem Mittelwaſſer (+ 1,5 Meter am Mainzer Pegel) auf 
genommen werden. 

Dieſe Aufnahmen erfolgen unter Benutzung des vorhandenen Karten⸗ 


materials 
von denen 


mit Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe durch zwei Kommiſſare, 
je einer durch jede der beiden Hohen Regierungen ernannt wird. Die 


Kommiſſare haben ihre Arbeiten unverzüglich zu beginnen und innerhalb Jahres⸗ 
friſt zu beenden. Die gemachten Aufnahmen find den beiden Hohen Regierungen 
zur Anerkennung des Ergebniſſes vorzulegen. 


Artikel IV. 


Im Einzelnen wird Folgendes vereinbart: 


1) 


Auf der Stromftrede von Bingen bis Rüdesheim fol von allen Bau- 
ausführungen im Strome abgeſehen werden, vorbehaltlich jedoch einer 
etwa herzuſtellenden Hafenanlage bei Bingen. Es dürfen weder auf 
dem rechten noch auf dem linken Ufer Werke ausgeführt werden, welche 
zu Anlandungen oder Verſandungen führen können. 


2) Auf der Strecke von Rüdesheim bis Geiſenheim ſollen am rechten Ufer 
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a Regulirungswerke hergeſtellt und die vorhandenen Buhnen beſeitigt 
werden. 

Die in früheren Regulirungsprojekten vorgeſehenen Arbeiten: 
Vorbau vor dem Geiſenheimer Anbau und Umbauung der Rüdes⸗ 
heimer (Jungſchen) Aue ſind nicht auszuführen. Beide Buhnen zunächſt 
der Ilmen⸗Aue find in ihrer Wurzel am linken Ufer 90 durchbrechen. 
Auch kann zur Herſtellung eines Verkehrsweges für kleine Fahrzeuge 
eine Verbindung dieſer Werke und der oberhalb gelegenen Buhne durch 
ein in der Höhe von Mittelwaſſer (Art. II) zu haltendes Parallelwerk 
ausgeführt werden. 

Die Regulirungswerke, welche die Ilmen⸗Aue und die an- 
ſchließenden Sandablagerungen mit der fiskaliſchen Weidenpflanzung oder 
dem Feſtlande verbinden, ſind ſoweit abzutrager 4 als ſie das gewöhnliche 
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Mittelwaſſer überragen; ausgenommen davon find nur diejenigen 
Strecken der Werke, neben welchen ſchon jetzt höhere Verlandungen vor- 
handen ſind. 


3) Auf der Strecke von Geiſenheim bis St. Bartholomä foll die vom 
unteren Ende der Fulder-Aue rechtwinklig auf das Ufer ſtoßende Buhne, 
ſoweit es im Intereſſe der Entwäſſerung erforderlich iſt, in der Krone 
erniedrigt werden. Am rechten Ufer ſollen die gegenwärtig vorhandenen 
Waſſerflächen zwiſchen den Regulirungswerken im Anſchluſſe an die 
Schönbornſche Aue als ſolche möglichſt erhalten werden. Soweit eine 
Sumpfbildung bereits vorhanden iſt, ſoll die vollſtändige Verlandung 
durch künſtliche Mittel beſchleunigt werden. 


4) Auf der Strecke von St. Bartholomä bis Oeſtrich ſollen die obere und 
die mittlere Oeffnung in dem rechtsſeitigen Parallelwerke, welches die 
Bucht von Mittelheim abſchließt, erweitert werden. Die Fläche zwiſchen 
dem Parallelwerke und dem Ufer und alle drei Oeffnungen in dem 
erſteren ſollen nöthigenfalls durch Baggerungen offen gehalten werden. 
Die im Fahrwaſſer und zunächſt dem Fahrwaſſer belegenen Auen und 
Untiefen, insbeſondere die Winkeler Aue, die Inſel Wörth und die 
anſchließenden Sandbänke ſollen ſo ſchleunig als möglich bis auf 
Normaltiefe (Art. J) beſeitigt werden. 

5) Auf der Strecke von Oeſtrich bis Eltville ſoll der rechtsſeitige Strom— 
arm, die kleine Gies, welche gegenwärtig durch Parallelwerke und 
Querbuhnen abgeſchloſſen iſt, für die Schifffahrt wieder eröffnet werden. 
Die vorhandenen Regulirungswerke ſollen, ſoweit ſie in die neue 
Schifffahrtsſtraße fallen, beſeitigt werden. Die Schifffahrtsſtraße der 
kleinen Gies ſoll planmäßig eine Breite von 200 Meter erhalten. Der 
linksſeitige Stromarm, die große Gies, ſoll dagegen eingeſchränkt werden, 
jedoch eine Breite von mindeſtens 250 Meter behalten; auch ſoll beiden 
Stromarmen, ſoweit nöthig mit Zuhülfenahme von Baggerungsarbeiten, 
die Normaltiefe (Art. J) gegeben werden. 

Die Schifffahrtsſtraße der großen Gies ſoll, ſoweit wie möglich, 
namentlich aber bei der Ortſchaft Heidenfahrt, an das linke Stromufer 
gelegt und der Vorbau am oberen Ende der Weſtfäliſchen Aue im 
Intereſſe des Fährverkehrs zwiſchen Heidenfahrt und Erbach möglichſt 
kurz gehalten werden. Die Buchten am rechten Ufer ſollen durch 
niedrig gehaltene Werke verbaut werden; zwiſchen Eltville und Erbach 
ſoll die Korrektionslinie auf die Richtung von dem Vorſprunge bei der 
Villa Sicambria bis zu dem Anfangspunkte der jetzigen Kupirung bei 
Erbach beſchränkt werden. 

Die vorhandene Kupirung am unteren Ende der Eltviller Aue 
ſoll niedriger gelegt werden, um den Aufſtau des Waſſers in dem 
todten Arme links der Eltviller Aue zu verhindern. 
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6) Auf der Strecke von Eltville bis Niederwalluf befindet ſich in dem 
Parallelwerke oberhalb der Eltviller Aue eine Oeffnung. Dieſe Oeff⸗ 
nung ſoll durch ein unter Mittelwaſſer anzulegendes Werk beſeitigt 
werden. Der früher beabſichtigte Ausbau der Bucht zwiſchen Eltville 
und Villa Julienheim kommt nicht zur Ausführung. 


7) Auf der Strecke von Niederwalluf bis Schierſtein ſoll die am Schiffs⸗ 
bauplatze von Niederwalluf vorhandene Buhne beſeitigt werden. 


Artikel V. 


Die beiderſeitigen Korrektions- beziehungsweiſe Uferlinien und der nun⸗ 
mehrige Regulirungsplan, wie ſich derſelbe aus den früheren Vereinbarungen, 
den inzwiſchen unter beiderſeitigem Einverſtändniß eingetretenen Aenderungen und 
den Beſtimmungen dieſer Uebereinkunft ergiebt, find in eine aus zwei Blättern 
beſtehende Stromkarte eingetragen. 


In derſelben ſind angegeben: 

1) die beiderſeitigen Uferlinien einschließlich der bereits vollſtändig aus- 
gebildeten Verlandungen (Art. II) mit grüner Farbe 

2) die bereits vorhandenen und unverändert oder in veränderter Höhenlage 
beizubehaltenden Regulirungswerke mit ſchwarzer Farbe 


3) die vorhandenen, aber nunmehr zu beſeitigenden Regulirungswerke mit 
gelber Farbe / 


4) die neuen Korrektionslinien mit rother Farbe. 


Für jede der beiden Hohen Regierungen iſt ein von denſelben bei der Aus⸗ 
fertigung dieſes Vertrages zu verwahrendes Exemplar der Stromkarte hergeſtellt 
worden, welches von den beiderſeitigen Bevollmächtigten durch Namensunterſchrift, 
Datirung und Unterſiegelung anerkannt worden iſt und einen integrirenden heil 
des gegenwärtigen Vertrages bildet. 


Artikel VI. 

Im Intereſſe der einheitlichen und gleichmäßigen Durchführung des Re⸗ 
gulirungsplanes ſind die beiderſeitigen Hohen Regierungen übereingekommen, das 
Reich um Beſtellung eines Kommiſſars zu erſuchen, welcher mit den beiderſeitigen, 
von den Hohen Regierungen zu bezeichnenden bauleitenden Beamten die Spezial⸗ 
pläne und die Reihenfolge der vorzunehmenden Arbeiten feſtzuſtellen und die 
programmmäßige Ausführung zu beſtätigen haben wird. 

Ueber die bei der Ausführung der Arbeiten etwa entſtehenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen den beiderſeitigen bauleitenden Beamten wird der Kom⸗ 
miſſar nach Anhörung beider Theile und, wo nöthig, Unterſuchung an Ort und 
Stelle endgültig entſcheiden. 
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Artikel VII. 

Regulirungswerke, welche in den Plänen (Art. VI) nicht vorgeſehen ſind, 
oder ſonſtige neue Anlagen im Strome dürfen nur nach zuporiger Verſtändigung 
der beiden Hohen Regierungen und nur mit Zuſtimmung des Reichs zur Aus⸗ 
führung gelangen. Es bleibt vorbehalten, zur Verhütung von Verſandungen die 
Stromſtrecke unterhalb des Wachsbleicharmes zwiſchen der Rettbergs-Aue und 
dem linken Ufer auf die Breite des Wachsbleicharmes zu beſchränken, vorbehaltlich 
der Verſtändigung unter den beiderſeitigen Hohen Regierungen über das Projekt 
und die Koſtenfrage. Für die Aufſtellung des Projekts ſind die in Artikel II 
bezeichneten Grundſätze maßgebend. Die Korrektionslinie an der Rettbergs-Aue 
iſt braun punktirt in die Stromkarte (Art. V) eingetragen. 


Artikel VIII. 
Die Hohen Regierungen ſind übereingekommen, das Reich zu erſuchen, daß 
es die dauernde Erhaltung eines den Grundſätzen des Artikels II entſprechenden 
Zuſtandes überwacht. 

Artikel IX. 

Die Landesgrenze zwiſchen Heſſen und Preußen von dem Endpunkte der 
nach Artikel XIII des Vertrags vom 29. November 1856 bereits feſtgeſetzten 
Grenzlinie bis zum Einfluß der Nahe in den Rhein ſoll fortan in der Mitte 
zwiſchen den beiderſeitigen Korrektions- beziehungsweiſe Uferlinien (Art. V) liegen. 

Ausgenommen ſind hiervon die Stromlängen zwiſchen den auf der Karte 
vorgeſehenen oberen und unteren Spitzen der Weſtfäliſchen und der Rüdesheimer 
(Jungſchen) Aue. Längs der Weſtfäliſchen Aue bildet die Mitte zwiſchen der 
rechtsſeitigen Korrektionslinie und der gegenüberliegenden Korrektions- beziehungs- 
weiſe Uferlinie des linksſeitigen Armes, längs der Rüdesheimer (Jungſchen) Aue, 
deren linke Uferlinie die Grenze. Die hiernach feſtgeſtellte Landesgrenze iſt in die 
Stromkarte (Art. W) eingetragen. 

Nach dem im Abſatz 1 aufgeſtellten Grundſatze iſt auch die Landesgrenze 
in dem linksſeitigen Stromarme an der Rettbergs⸗Aue zu beſtimmen, falls die 
in Artikel VII vorgeſehenen Arbeiten an dieſer Aue zur Ausführung gelangen. 


Artikel X. 
Jeder der beiden Staaten hat die Koſten der nach Maßgabe dieſes Ver— 
trages auf ſeinem Gebiete auszuführenden Arbeiten zu tragen und daſelbſt den 
Strom in vertragsmäßigem Zuſtande zu erhalten. 


Artikel XI. 

Ausnahmsweiſe werden von beiden Staaten zu gleichen Theilen diejenigen 
Koſten übernommen, welche durch die Beſeitigung der Winkeler Aue und der 
Inſel Wörth entſtehen, ſowie diejenigen, welche durch etwaige Baggerungsarbeiten 
in der großen Gies behufs Herſtellung der Normaltiefe (Art. IV, 5) verurſacht 
werden. 
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Auch ſollen fortan alle in dieſem Vertrage nicht vorgeſehenen Spreng, 
Räumungs⸗ und Baggerarbeiten, welche zur Beſeitigung von Schifffahrtshinderniſſen 
oder zur beſſeren Ausbildung des regulirten Stromes in deſſen durch die Landes⸗ 
grenze getheilten Strecken nöthig werden möchten, auf gemeinſchaftliche Rechnung 
unter gleicher Vertheilung der Koſten einheitlich ausgeführt werden. Die Aus⸗ 
führung erfolgt nach Vereinbarung der Lokalbaubeamten, welche im Falle von 
Differenzen an ihre vorgeſetzten Behörden behufs weiterer Verhandlung zwiſchen 
den beiden Hohen Regierungen zu berichten haben. 


Artikel XII. 

Alljährlich wird von den dazu beſtimmten Waſſerbaubeamten der beiden 
Hohen Regierungen eine gemeinſchaftliche Strom- und Uferſchau gehalten. 

Hierbei ſind die befundenen Mängel und darnach vorzunehmenden Unter⸗ 
haltungsarbeiten genau in einem aufzunehmenden Protokolle feſtzuſtellen. 

In Fällen, welche ein ſchleuniges Einſchreiten erheiſchen, iſt diejenige Re⸗ 
gierung, welcher die Unterhaltungspflicht obliegt, unaufgefordert oder auf erſtes 
Anſuchen der anderen Regierung verpflichtet, ſofort die erforderlichen und wirkſamen 
Maßregeln zur Abhülfe zu ergreifen. 


Artikel XIII. 
Die Ratifikations⸗Urkunden des gegenwärtigen Vertrages ſollen ſobald als 
möglich in Berlin ausgewechſelt werden. Der Vertrag tritt zehn Tage nach 
dieſer Auswechſelung in Kraft. 


So geſchehen Berlin, den 30. Januar Ein Tauſend Acht Hundert Vier 
und Achtzig. 


(L. S.) Eduard Marcard. (L. S.) Carl Neidhardt. 


Schlußprotokoll. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten zur Vollziehung 
des wegen Regulirung der Rheinſtromſtrecke zwiſchen Mainz und Bingen vereinbarten 
Staatsvertrags. Hierbei iſt beiderſeitiges Einverſtändniß über folgende Punkte 
feſtgeſtellt worden, welche gleiche Kraft und Gültigkeit, als wären ſie in dem 
Vertrage enthalten, haben und durch die Ratifikation des letzteren ohne Weiteres 
als mit ratifizirt angeſehen werden ſollen: 


1) In der dem Vertrage laut Artikel V beigegebenen Stromkarte iſt das 


Regulirungsprojekt namentlich auf den wichtigſten Stromſtrecken nur 
(Nr. 9083.) 
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in den fixirten Korrektionslinien dargeſtellt. Hinter dieſen Linien müſſen 
die auszuführenden Werke den vereinbarten Beſtimmungen entſprechen. 
Dagegen ſoll dem Ermeſſen der beiden Hohen Regierungen rückſichtlich 
der Art, der Form, der Konſtruktion und der Vertheilung der einzelnen 
Werke nicht vorgegriffen ſein. Aenderungen an den auf Grund des 
Artikels VI des Vertrags feſtgeſtellten Spezialplänen können nur auf 
dem im Vertrage ſelbſt vorgeſehenen Wege erfolgen. 

2) Mit Bezug auf den der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung im Ar⸗ 
tikel VII des Vertrages eingeräumten Vorbehalt, welcher die Verengung 

des ſich unterhalb des Wachsbleicharmes anſchließenden kupirten Strom— 

armes bei Mombach zum Gegenſtande hat, iſt die Rettbergs-Aue auf 

der vorerwähnten Stromkarte mit braunpunktirter Linie in einer der⸗ 

artigen Verlängerung gezeichnet worden, daß darnach die Breite jenes 

Stromarmes zwiſchen der punktirten Linie und der die Buhnenköpfe 
am gegenüberliegenden linken Stromufer verbindenden Korrektionslinie 
gleich iſt der Normalbreite des Wachsbleicharmes. 

Gegen die Abſicht der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung, die 
dort vorhandenen Buhnen, ſoweit ſie der projektirten Korrektionslinie 
| an der Rettbergs-Aue zwiſchen Profilſtein 103 bis 107 gegenüberliegen, 
demnächſt unter Innehaltung der in Artikel II des Vertrags bezeichneten 

Grundſätze durch ein Parallelwerk zu erſetzen oder die Werke daſelbſt 
zu erhöhen, findet ſich nichts zu erinnern. 

3) Zu Artikel XI des Vertrags wird anerkannt, daß die Verpflichtung 
zur gemeinſchaftlichen Tragung der Koſten, welche durch Vornahme 
von Spreng-, Räumungs- und Baggerarbeiten entſtehen, ſich nur auf 
Arbeiten zum Offenhalten der großen Schifffahrtsſtraße, nicht aber auf 
Zufahrtsſtraßen zu den einzelnen Landungsplätzen erſtreckt. 


Berlin, den 30. Januar 1884. 
Eduard Marcard. Carl Neidhardt. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat am 6. Mai 1885 zu Berlin ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


